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Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG)  
Beteiligung nach § 47 GGO 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines ersten 

Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG). 

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau des Landes 

Rheinland-Pfalz nimmt unter Einbindung des Statistischen Landesamtes Rheinland-

Pfalz wie folgt Stellung: 

Der Gesetzentwurf beinhaltet die Streichung von Merkmalen oder Statistiken, wodurch 

Informationen für die Datennutzenden verloren gehen.  

Die Reform der Unternehmensstatistiken kann insbesondere in der Berichterstattung 

der amtlichen Statistik über die Industrie und das Baugewerbe zu Informationsverlusten 

führen, die eine sozialstaatliche Steuerung durch die Politik mangels ausreichender 

Datenbasis beeinträchtigen kann.  

Das genaue Ausmaß lässt sich allerdings noch nicht abschätzen, da es von der 

konkreten Ausgestaltung der zukünftigen bereichsübergreifenden Konjunktur- und 

Strukturstatistiken abhängen wird, die nicht Gegenstand dieses Gesetzesentwurfs ist.  
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Diverse statistische Berichtspflichten, die sich zwar nicht direkt auf eine EU-

Berichtspflicht zurückführen lassen, werden aber für die Erfüllung sonstiger 

Berichtspflichten benötigt.  

Als wichtiges Beispiel seien die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder 

(VGRdL) genannt. Sie benötigen insbesondere für die Berechnung des 

Bruttoinlandsprodukts (BIP) auf Länder- und Kreisebene belastbare statistische Daten.  

Hier ist zu erwarten, dass sich aus den Änderungen Qualitätsverluste ergeben könnten, 

die zur Erfüllung der Berichtspflichten an Eurostat gemäß EU-Verordnung 549/2013 

benötigt werden 

Da mit den Änderungen gleichzeitig Entlastungen der Wirtschaft verbunden sind und 

auch die amtliche Statistik ihren Beitrag zum Bürokratieabbau leisten muss, werden die 

vorgenannten Maßnahmen unter Zurückstellung der geäußerten Bedenken mittragen.  

Artikel 9 des Gesetzentwurfes kann jedoch nicht zugestimmt werden.  

Durch die beabsichtigte Änderung wären ab 2027 Schulungsheime sowie Vorsorge- 

und Rehabilitationskliniken nicht mehr von den Erhebungen erfasst. 

Von dieser Entlastung würden in Rheinland-Pfalz rund 100 der 3.200 in der 

Beherbergungsstatistik befragten Einheiten profitieren. Auf die Einheiten entfallen rund 

3,5 Prozent der Gästeankünfte und 11,5 Prozent der Übernachtungen. 

Für die Tourismuszahlen einzelner Gemeinden haben die betroffenen Einheiten 

allerdings eine herausragende Bedeutung; beispielsweise waren die Vorsorge- und 

Rehakliniken in Bad Neuenahr-Ahrweiler 2025 für 47 Prozent und in Bad Ems für 64 

Prozent des Übernachtungsaufkommens verantwortlich. Die Übernachtungszahlen 

sind Grundlage verschiedener finanzwirksamer Maßnahmen. So erheben zahlreiche 

lokale und regionale Tourismusverbände anhand der Übernachtungszahlen ihre 

Mitgliedsbeiträge. Die Angaben sind u. a. auch Basis für die Vergabe der Prädikate an 

Gemeinden gemäß dem Kurortegesetz sowie für die Berechnung der Kurabgaben in 

den staatlich anerkannten Heilbädern und Kurorten. Bei Anfragen und 

Veröffentlichungen spielen zudem häufig Zeitreihen eine Rolle. Durch die geplante 

Änderung wäre die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Beherbergungsstatistik ab 

2027 mit den Vorjahren deutlich eingeschränkt. 
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Die vorgesehene Änderung würden somit nur zu einer geringen Entlastung führen. Es 

besteht gleichzeitig ein hohes Interesse der Datennutzenden an den Angaben im 

bisherigen Umfang.  

Hinweisen möchte ich zudem darauf, dass aufgrund der Bedeutung der Daten auf 

regionaler Ebene für die Erhebung der Kurbeiträge dieser Wegfall anderweitig 

kompensiert werden müsste, wodurch je nach Ausgestaltung sogar eine höhere 

Bürokratiebelastung entstehen kann.  

Wir bitten daher Artikel 9 des Gesetzentwurf zu streichen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

 

 


